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Die Umsetzung kommunaler Wärmepläne durch 
das Bauleitplanungsrecht – Status Quo und mögli-
che Fortentwicklung  
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Die kommunale Wärmeplanung gilt als 
das zentrale, strategische Instrument, 
um das Ziel der Klimaneutralität im 
Wärmesektor bis 2045 zu erreichen. 
Also solche dient sie vor allem als Ent-
scheidungs- und Orientierungsgrund-
lage für die lokale Dekarbonisierung des 
Wärmesektors. Aber es reicht nicht aus, 
kommunale Wärmepläne zu erstellen 
und zu beschließen. Vielmehr müssen 
die darin festgelegten Ziele, Maßnah-
men und Strategien auch umgesetzt 
werden. Den Kommunen stehen nach 
geltendem Recht verschiedene Instru-
mente des Städtebau- sowie des Ord-
nungsrechts, wie zum Beispiel die Bau-
leitplanung und der Anschluss- und Be-
nutzungszwang zur Verfügung, um die 
Wärmewende vor Ort zu unterstützen.  

Mit Blick auf das allgemeine Städtebau-
recht sind bei der Aufstellung, Änderung 
oder Ergänzung von Bauleitplänen kom-
munale Wärmepläne bereits nach gel-
tendem Recht als ein Abwägungsbelang 
des § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichtigen. 
Allerdings kann keine klare und allge-
meine Aussage darüber getroffen wer-
den, welchem konkreten Belang kom-
munale Wärmepläne zugeordnet wer-
den können. Hier könnte eine ausdrück-
liche Aufnahme von kommunalen Wär-
meplänen als Umweltfachplanung in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 g) BauGB Klarheit schaffen.  

Darüber hinaus können Inhalte kom-
munaler Wärmepläne auch konkret in 
Flächennutzungsplänen dargestellt 
oder in Bebauungsplänen festgesetzt 
werden. So können zum Beispiel in Be-
bauungsplänen Flächen für energiever-
sorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 13) 
oder in Bezug auf neue Gebäude bauli-
che oder technische Vorgaben für die 

Erzeugung erneuerbarer Energien (§ 9 
Abs. 1 Nr. 23 b) BauGB) festgesetzt wer-
den. Dabei ist zu beachten, dass die 
Festsetzungsmöglichkeiten für Bebau-
ungspläne abschließend im Baugesetz-
buch geregelt und im Hinblick auf Be-
standsgebäude begrenzt sind. 

Schließlich ist zu betonen, dass die Bau-
leitplanung, im Gegensatz zum beson-
deren Städtebaurecht, nur einen Ange-
botscharakter ausweist. Eigentümern 
wird zwar eine bestimmte Nutzung des 
Bodens ermöglicht oder untersagt, es 
besteht aber grundsätzlich keine Pflicht 
zur Umsetzung bestimmter (Infrastruk-
tur-)Maßnahmen. 

Kernergebnisse  

▶ Das allgemeine Städtebaurecht ver-
langt aktuell zwar die Berücksichti-
gung kommunaler Wärmepläne bei 
der Aufstellung, Änderung und Ergän-
zung von Bauleitplänen, allerdings las-
sen sich deren Inhalte nicht klar einem 
konkreten Abwägungsbelang des § 1 
Abs. 6 BauGB zuordnen. 

▶ Grundsätzlich ermöglicht das Recht 
der Bauleitplanung durch Darstel-
lungs- und Festsetzungsmöglichkeiten 
in Bauleitplänen Flächen für Wärmein-
frastrukturen und -maßnahmen zu si-
chern. 

▶ Während der abschließende Festset-
zungskatalog des § 9 BauGB mit Blick 
auf Neubaugebiete weitgehende Fest-
setzungen zur Umsetzung kommuna-
ler Wärmepläne ermöglicht, bietet er 
in Bezug auf Bestandsgebiete aktuell 
keine ausreichenden Möglichkeiten für 
die Umsetzung kommunaler Wärme-
pläne. 


